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Antwort 
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DiE GRÜNEN 
— Drucksache 11/1046 — 


Einsatz Ziviidienstieistender 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 17. November 
1987 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Befürchtung der Fragesteller, die beiden Maßnahmen des 
Bundesamtes für den Zivildienst, die Gegenstand dieser Anfrage 
sind, könnten die individuelle Betreuung Schwerstbehinderter 
durch Zivildienstleistende beeinträchtigen, ist unbegründet. 

Bei der „Mitteilung für Zivildienststellen mit Individueller 
Schwerstbehindertenbetreuung" vom 31. Oktober 1986 handelt 
es sich lun eine eingehende Regelung der Arbeitszeit der Zivü- 
dienstleistenden in diesem Einsatzbereich des Zivildienstes, die 
offensichtlich nicht Gegenstand der Kleinen Anfrage sein soll. Am 
Schlüsse dieser „Mitteüung" wird lediglich an die seit 1981 be- 
stehende und 1982 noch genauer festgelegte Regelimg erinnert, 
nach der bei einem Schwerstbehinderten höchstens zwei Zivil- 
dienstleistende sowie - als sogenannter „Springer“ - ein weiterer 
Zivildienstleistender mit der Hälfte seiner Arbeitszeit eingesetzt 
werden dürfen. 

Bei der erwähnten Einrichtung in Süddeutschland, der das Bun- 
desamt für den Zivildienst ihre Anerkennung als Beschäftigungs- 
stelle des Zivildienstes entzogen hat, handelt es sich weder um 
einen Träger der Individuellen Schwerstbehindertenbetreuung 
noch um eine Einrichtung der integrativen Betreuung von Behin- 
derten zusammen mit Nichtbehinderten. Die Entscheidung kann 
schon aus diesem Grunde keine Auswirkungen auf die zukünftige 
Betreuung von Behinderten in solchen Einrichtungen haben. 
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1. Schon 1982 wurden die Dienststellen für ZDL angewiesen, pro 
Behinderten in der ISB nicht mehr als zwei ZDL plus „Springer" 
einzusetzen. Dennoch wurden in einer großen Zahl von Fällen 
mehr ZDL pro Betreuungsfall im gleichen Zeitraum tätig. 

Wie groß war die Zahl der Behinderten, bei denen im Oktober 1986 
oder zum letzten Erhebungsdatum davon mehr als zwei ZDL plus 
„Springer" im Einsatz waren? Wie groß war die Zahl zum letzten 
Erhebungsdatum? 

2. Der Einsatz von ZDL soll andere Hilfskräfte „ergänzen oder unter- 
stützen". Seit Jahren werden aber dennoch in der ISB mehr als die 
angewiesene Höchstzahl pro hilfebedürftiger Person eingesetzt. 

Wußte das BAZ von dieser Entwicklung? Wenn ja, mit welcher 
Begründung wurde das geduldet? Mit welcher Begründung wird 
das seit Ende Oktober 1986 dann nicht mehr geduldet? 

Die Anordnung des Bundesamtes für den Zivildienst, einem 
Schwerstbehinderten zu seiner Betreuung nicht mehr als zwei 
Zivildienstleistende sowie einen „Springer" nüt der Hälfte seiner 
Arbeitszeit zuzuteilen, ist für alle Beschäftigungsstellen der Indi- 
viduellen Schwerstbehindertenbetreuung bindend. Wenn eine 
Beschäftigungsstelle gegen diese Auflage fortgesetzt verstößt, 
können Zivildienstleistende dort nicht mehr eingesetzt werden. 
Stellt das Bundesamt für den Zivildienst fest, daß eine Beschäf- 
tigungsstelle sich an diese Auflage nicht hält, so schreitet es in 
jedem Fall ein. 

Die Zahl der Fälle, von denen das Bundesamt bei den Überprü- 
fungen der Beschäftigungsstellen durch seine Außendienstmit- 
arbeiter und gelegentiich auch durch Beschwerden von Dienstlei- 
stenden oder Behinderten erfährt, ist gering. Sie hat auch im 
Laufe der Zeit nicht zugenommeii. 

In einer begrenzten Zahl von. Fällen hat das Bundesamt die 
Betreuung durch mehr als zwei Zivildienstleistende sowie einen 
„Springer" ausdrücküch zugelassen. Dabei handelt es sich einmal 
um die Fälle, in denen bei einem Behinderten bereits bei der 
ersten umfassenden Regelung der Individuellen Schwerstbehin- 
dertenbetreuung durch die Sonderinformation 2/1981 mehr als 
zweieinhalb Zivüdienstleistende eingesetzt waren und die ambu- 
lante Versorgung des Behinderten sonst gefährdet gewesen wäre. 
Hinzu kommen einige weitere Fälle, in denen sich das Leiden des 
Behinderten im Laufe der Zeit verschlimmert hat xmd dessen 
ambulante Betreuung auf andere Weise nicht hätte fortgesetzt 
werden können. Schließlich hat die Arbeitszeitregelung für den 
Einsatz von Zivildienstleistenden in der Individuellen Schwerst- 
behindertenbetreuung durch die „Mitteilimg" vom 31. Oktober 
1986 dazu geführt, daß in 30 weiteren Fällen, in denen die ange- 
ordnete Beschränkung der Arbeitszeit sonst zu einem Abbruch 
der Betreuung geführt hätte, mehr als die sonst zulässige Zahl von 
Zivüdienstleistenden für einen Behinderten eingesetzt werden 
dürfen. 

Die Bundesregierung kann es nicht ausschheßen, daß es eine 
gewisse Zahl von weiteren Fällen dieser Art gibt, die das Bundes- 
amt nicht kennt. Da die Träger der Individuellen Schwerstbehin- 
dertenbetreuung die Vorschrift kennen und wissen, daß das Bxm- 
desamt auf deren Einhaltung besteht, geht sie davon aus, daß 
diese Zahl nicht hoch ist. 
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3. Einige Sozialämter bewilligten trotz der B AZ- Sonderinformation 
8/82 bis zu fünf Einsätze von ZDL zum gleichen Zeitraum bei der 
gleichen Person. Teilweise wurde Pflegehilfe von Sozialämtern auf 
den Einsatz von ZDL beschränkt. 

Wie hat die Bundesregierung auf diesen Tatbestand reagiert imd 
wann? 


Zwischen der Gewährung von Leistungen nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz und dem Einsatz von Zivildienstleistenden gibt 
es keinen unmittelbaren Zusammenhang. 

Die Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes obliegt den 
zuständigen Stellen in den Ländern. Der Träger der Sozialhüfe hat 
bei der Gewährung von Sozialhüfe nach den leistungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes zu entscheiden. Im 
Rahmen der Hüfe zur Pflege gemäß § 69 BSHG, die hier angespro- ( 
chen ist, werden die erforderlichen Geldleistungen gewährt. 

Für die Organisation der Durchführung der Pflege bietet dagegen 
das Bundessozialhilfegesetz nicht die gesetzliche Grundlage. Das 
güt besonders für den Einsatz von Zivüdienstleistenden, der sich 
nach dem Zivüdienstgesetz richtet und vom Bund durchgeführt 
wird. Dieser Einsatz muß allgemeinen Regeln folgen und kann 
sich nicht nach den Bewilligungen der Träger der Sozialhilfe im 
Einzelfall richten. 


4. Aus welchen Gründen wurde trotz der in Fragen 1 bis 3 genannten 
Entwicklungen erst mit der Mitteilung des BAZ vom 31. Oktober 
1986 die Sonderinformation 8/82 bekräftigt? Gibt es Zusammen- 
hänge zu den Finanzierungsschwierigkeiten, die spätestens mit 
den Presseerklärungen des Bundesbeauftragten für den Zivüdienst 
im Juli 1987 der Öffentlichkeit bekannt wurden (z. B. Frankfurter 
Rimdschau vom 30. Juli 1987, „Für viele Zivüdienstplätze gibt es 
weniger Geld aus Bonn")? 


Wie bereits in der Vorbemerkung ausgeführt, galt die „Mittei- 
lung" des Bundesamtes vom 31. Oktober 1986 der Arbeitszeit- 
regelung in der Individuellen Schwerstbehindertenbetreuung. 
Diese Gelegenheit wurde lediglich benutzt, in einem Schlußab- 
satz noch einmal an die geltende Regelung über die für den 
einzelnen Betreuungsfall zulässige Höchstzahl von Zivüdienstlei- 
stenden zu erinnern. Anlaß dazu boten die in den zurückliegen- 
den Jahren bekanntgewordenen EinzelfäUe. Ein Zusammenhang 
mit der Neuregelung der sogenannten Aufwandszuschüsse, die 
den BeschäftigungssteUen für einen Teü der Zivildienstplätze als 
pauschale Abgeltung für ihre Aufwendungen für Unterkunft, Ver- 
pflegung und Arbeitskleidung der Zivildienstleistenden gezahlt 
werden, besteht nicht. 


5. Wie steht die Bundesregierung zu den massiven Protesten, die die 
Mitteilung des BAZ vom 31. Oktober 1986 ausgelöst hat, besonders 
zu der Kritik an der Regelung, daß die Betreuung im Einzelfall auf 
zwei ZDL plus „Springer" begrenzt wird? 
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Proteste gegen die Mitteilung des Bundesamtes für den Zivil- 
dienst vom 31. Oktober 1986 sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. Das güt sowohl für die mit der Bundesarbeitsgemein- 
schaft der Freien Wohlfahrtspflege abgestimmte neue Arbeitszeit- 
regelung als auch für die Erinnerung an die seit 1981 bzw. 1982 
bestehende Begrenzung des Einsatzes von Zivüdienstleistenden 
in der Betreuung eines einzelnen Behinderten. 

Dagegen ist es verständhch, daß diejenigen Behinderten, die für 
ihre ambulante Betreuung eine größere Zahl von Zivüdienstlei- 
stenden benötigen als die zugelassene, die Beschränkung des 
Einsatzes auf zwei Zivildienstleistende und einen „Springer'' von 
Anfang an (seit 1981) abgelehnt und ihre Verbände sich dieses 
Anhegens angenommen haben. Aus den zu Frage 7 genannten 
Gründen liegt diese Regelung jedoch nicht zuletzt im Interesse 
der Behinderten in ihrer Gesamtheit. 


6. Wie viele Anträge auf Ausnahmegenehmigung sind aufgrund der 
BAZ-Mitteilung vom 31. Oktober 1986 eingegangen? Wie wurden 
sie beschieden? 

Im Zusammenhang mit der Neuregelung der Arbeitszeit der Zivil- 
dienstleistenden in der Individuellen Schwerstbehindertenbetreu- 
ung durch die „Mitteilung" des Bundesamtes vom 31. Oktober 
1986 wurde in rund 30 Fällen beantragt, die Betreuung durch eine 
größere Zahl von Zivildienstleistenden zuzulassen (vgl. die Ant- 
wort zu den Fragen 1 und 2). Alle Anträge wurden genehmigt. 


7. Denkt die Bundesregierung angesichts der Diskussion nach der 
Dienstanweisung des BAZ vom Oktober 1986 an eine Rücknahme 
dieser Einschränkung oder an eine Lockerung? FaUs die Ein- 
schränkung beibehalten wird, mit welcher Begründung? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Aufhebung der in 
Frage stehenden Regelung zu veranlassen. Die Gründe, die 1981 
und 1982 für die Begrenzung des Einsatzes auf zwei Zivildienstlei- 
stende und einen „Springer" für den einzelnen Behinderten maß- 
gebend waren, bestehen unverändert fort. Die besonderen Anfor- 
derungen der individuellen Betreuung von Schwerstbehinderten 
machen es erforderlich, in diesem Bereich nur Zivüdienstleistende 
einzusetzen, die sich der schweren psychischen und physischen 
Belastung dieses Einsatzes gewachsen fühlen. Das Bundesamt für 
den Zivüdienst ist daher in diesem Bereich auf freiwillige Meldun- 
gen angewiesen. Nach wie vor reicht deren Zahl nicht aus, allen 
Schwerstbehinderten, die eine solche Betreuung wünschen, Zivü- 
dienstleistende zuzuweisen. Von den 4 420 Zivüdienstplätzen in 
der IndividueUen Schwerstbehindertenbetreuung sind daher nur 
3 034 besetzt (Stand 15. Oktober 1987). Das bedeutet eine Beset- 
zungsquote von nur 68,6 v. H., der in fast allen anderen Einsatz- 
bereichen des Zivüdienstes Besetzungsquoten von - zum Teü 
erhebhch - über 80 v. H. gegenüberstehen. Würde dem einzelnen 
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Behinderten eine größere Zahl von Zivildienstleistenden als die 
zugelassene zugeteilt, so könnten nur entsprechend weniger 
Schwerstbehinderte betreut werden. 


8 . Die Kostenträger der Sozialhilfe, die Kommunen, stehen unter 
erheblichem finanziellen Druck. Zuständig für die ambulante Ver- 
sorgung müßten die Kommunen die sehr teuren Einsätze von 
Hilfskräften bei den Behinderten zahlen, die mehr als zwei „V2" 
ZDL benötigen. 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung mit der Leistungs- 
kraft und -bereitschaft der Kommunen in den beschriebenen Fäl- 
len? Wie schätzt die Bundesregierung die weitere Entwicklung 
dieser Leistungskraft bzw. Leistungsbereitschaft ein? 


Der Einsatz von Zivildienstleistenden in der individuellen Betreu- 
ung von Schwerstbehinderten führt zu erhebhchen finanziellen 
Entlastungen der Kommunen als Träger der Sozialhilfe. Ange- 
sichts der begrenzten Zahl der für diese Betreuung zur Verfügung 
stehenden Zivildienstleistenden (siehe oben zu Frage 7) hängt der 
Umfang dieser Entlastung nicht davon ab, wie viele Zivildienstlei- 
stende zur Betreuung eines einzelnen Behinderten eingesetzt 
werden. Die Kommunen werden vielmehr in dem Umfange finan- 
ziell entlastet, in dem insgesamt Zivüdienstleistende auf dem 
genannten Gebiet tätig sind. Die Leistungskraft und -bereitschaft 
der Kommunen wird daher durch die Regelung des Bundesamtes 
nicht berührt. 


9. In welchem Ausmaß wird die Zahl der Zivildienstleistenden in den 
nächsten Jahren voraussichtlich zurückgehen? Werden durch den 
Rückgang die ambulanten Dienste betroffen sein? Was will die 
Bundesregierung tun, um die evtl. Unterversorgung zu verhindern? 


Die Zahl der Zivüdienstleistenden wird gegenüber einem ge- 
schätzten Jahresdurchschnitt für 1987 von 70 000 in den nächsten 
Jahren voraussichtüch nicht unter einen Jahresdurchschnitt von 
66 000 sinken. Es ist nicht zu befürchten, daß die ambulanten 
Dienste durch dieses geringe Sinken der Gesamtzahl der Zivil- 
dienstleistenden beeinträchtigt werden. 


10. Eine tragfähige finanzielle Absicherung des Pflegefallrisikos gibt 
es - abgesehen von den unzureichenden Regelungen des BSHG - 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht. Auch die Bundesregie- 
rung hat den Handlungsbedarf dazu bestätigt. Von vielen Seiten - 
sehr früh auch von den GRÜNEN - sind Gesetzentwürfe und 
Verbesserungsvorschläge eingebracht worden. 

Was will die Bundesregierung tun, um das Pflegefallrisiko rechtlich 
und finanziell abzusichem, und wann will sie das tun? 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 
18. März 1987 deutlich gemacht, daß die soziale Sicherung bei 
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Pflegebedürftigkeit eine besondere Aufgabe für die gesamte 
Gesellschaft ist, die jedoch angesichts der vielfältigen Probleme 
imd der großen finanziellen Dimensionen nur schrittweise gelöst 
werden kann. Dabei soll die häusliche Pflege so unterstützt wer- 
den, daß Pflegebedürftige so lange wie möglich in ihrer vertrauten 
Umgebung bleiben können. Hierzu gehört, daß die steuerlichen 
Hilfen für Schwerstpflegende und private Vorsorge verstärkt wer- 
den sollen. Eine Arbeitsgruppe der Koalitionsparteien ist gegen- 
wärtig damit befaßt, Lösungsvorschläge für eine bessere Absiche- 
rung bei Pflegebedürftigkeit zu erarbeiten. Diese werden dem 
Deutschen Bundestag so rechtzeitig vorgelegt werden, daß ent- 
sprechende Verbesserungen noch in dieser Legislaturperiode in 
Kraft treten können. 


11. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen die Dienststel- 
len bei evtl, fachlichen oder psychischen Problemen der ZDL nicht 
ausreichend betreuen konnten? Wie groß ist ggf. die Zahl dieser 
Fälle? Wie steht diese Zahl im Verhältnis zu den Fällen ausreichen- 
der Unterstützimg der ZDL durch ihre Dienststellen? 

Die Träger der Individuellen Schwerstbehindertenbetreuung 
haben sicherzustellen, daß die Zivildienstleistenden bei der Wahr- 
nehmung ihrer besonders schweren Aufgabe fachlich angeleitet 
und persönlich betreut werden. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß diese Verpflichtung von den Beschäftigungsstellen weit- 
gehend erfüllt wird. Dem Bundesamt für den Zivüdienst sind 
keine konkreten Fälle bekannt, in denen dies nicht der Fall ist. 

Die Bundesregierung hält es jedoch für erforderlich, die psychi- 
schen Belastungen, denen die Zivildienstleistenden in der Indivi- 
duellen Schwerstbehindertenbetreuung ausgesetzt sind, durch 
zusätzliche dienstbegleitende Maßnahmen zu mindern. Seit 1984 
werden auf ihre Veranlassung von den Verbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege einwöchige Betreuungsseminare für diese Zivil- 
dienstleistenden durchgeführt. Die Kosten dieser Veranstaltun- 
gen trägt der Bund. Die hierfür eingesetzten Mittel werden nach 
dem Entwurf des Bundeshaushalts 1988 verdreifacht. 


12. Sind die Presseberichte der letzten Wochen zutreffend, daß auf die 
Arbeit der ZDL im MSHD und in der ISB von seiten der Bimdesre- 
gienmg besonderer Wert gelegt wird? Wenn ja, bezieht sich das 
auch auf andere integrationsfördemde Einsätze von ZDL, wie etwa 
in Kindergärten für Behinderte und Nichtbehinderte? 


Diese Presseberichte treffen zu. Da Behinderte in integrativen 
Kindergärten für Behinderte und Nichtbehinderte im Rahmen der 
Individuellen Schwerstbehindertenbetreuung betreut werden, 
bezieht sich die erwähnte Aussage der Bundesregierung auch auf 
diese Einrichtungen (s. u. zu Frage 18). 
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13. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen Anerkennun- 
gen als Zivildienststellen entzogen oder verweigert wurden, weü 
die ZDL in ihrer Arbeit mit Behinderten auch mit Nichtbehinderten 
arbeiten mußten (siehe o. g. Artikel der Frankfurter Rundschau 
vom 11. April 1987)? Wie groß ist ggf. die Anzahl? Unter welchen 
konkreten Bedingungen wurde aberkannt bzw. nicht anerkannt? 


Das Bundesamt für den Zivildienst berichtet, daß es nur den in der 
Frankfurter Rundschau vom 11. April 1987 erwähnten Fall dieser 
Art gibt. In einigen weiteren Fällen wurde der Antrag von integra- 
tiven Einrichtungen, in denen Behinderte zusammen mit Nichtbe- 
hinderten betreut werden, zurückgenommen oder die bereits aus- 
gesprochene Anerkennung ohne Widerspruch der Beschäfti- 
gungsstelle widerrufen, weil die Betreuung der Behinderten, die 
diese Einrichtungen besuchen, im Rahmen der Individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung sichergestellt wird (s. u. zu Frage 
18). Es handelt sich dabei um insgesamt etwa 25 Fälle. 


14. Sind die Tatsachen um die Aberkennung des „Arbeitskreises für 
Familienhüfe in Kirchzarten" von der Frankfurter Rimdschau in 
ihrem o. g. Artikel vom 11. April 1987 richtig dargestellt? Wie lautet 
die dort genannte Vereinbarung der Kultus- und Sozialminister der 
Länder, und wie richtet das BAZ seine Entscheidungen nach dieser 
Vereinbarung aus? 

Die genannte Einrichtung gehört weder zur Individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung noch hat sie die Integration von 
Behinderten durch gemeinsame Betreuung mit Nichtbehinderten 
zum Ziel. Sie war auch nicht für die Betreuung von Kindern 
anerkannt. Ihr wurde jedoch auf ihren Antrag später erlaubt, die 
ihr für andere Aufgaben zugewiesenen Zivildienstleistenden auch 
für die Betreuung von behinderten Kindern einzusetzen, die gele- 
gentlich mit ihren Müttern in dieser Einrichtung Kuren machten. 
Die Einrichtung hielt sich jedoch nicht an diese Beschränkung, 
sondern setzte ihre Zivildienstleistenden zur Betreuung von Grup- 
pen nichtbehinderter Kinder ein, wenn zu der Gruppe auch ein 
behindertes Kind gehörte. Da sie bei dieser unzulässigen Praxis 
trotz wiederholter Abmahnungen durch das Bundesamt für den 
Zivildienst büeb, mußte ihre Anerkennung als Beschäftigungs- 
stelle des Zivildienstes widerrufen werden. 

Bei der erwähnten Vereinbarung mit den Ländern handelt es sich 
um einen Beschluß der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landes- 
jugendbehörden aus dem Jahre 1972, nach dem Zivildienstlei- 
stende ohne eine sozialpädagogische oder pädagogische Fach- 
ausbildung keine pädagogischen Aufgaben bei Kindern und 
Jugendlichen übernehmen sollen. Auf ihrer Konferenz vom 
31. März / 1. April 1977 bestätigte die Arbeitsgemeinschaft ihren 
früheren Beschluß. Dabei wurde konkret festgelegt, daß im päd- 
agogischen Bereich von Einrichtungen der Jugendhilfe nur Zivil- 
dienstleistende beschäftigt werden sollen, die ihr Fachschul-, 
Fachhochschul- oder Hochschulstudium durch Prüfung erfolg- 
reich abgeschlossen haben. 
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15. Ist es bei der Aberkennung für die Kirchzartener Organisation als 
ZDL-Dienststelle geblieben? Gibt es heute noch Verhandlungen 
des BAZ mit dieser Organisation? Wenn ja, welche Ziele verfolgt 
das BAZ in diesen Verhandlungen? 

Das Bundesamt für den Zivildienst hält an dem Widerruf der 
Anerkennung der genannten Einrichtung als Beschäftigungsstelle 
des Zivildienstes fest. Die Einrichtung hat gegen diese Entschei- 
dung Widerspruch eingelegt. Der Widerspruchsbescheid des Bun- 
desamtes für den Zivildienst wird der Einrichtung in Kürze zuge- 
stellt. 

Das Bundesamt hat seine Entscheidung nach eingehender Prü- 
fung des Sachverhalts getroffen. Mitarbeiter des Bundesamtes 
haben die Beschäftigungsstelle mehrfach besucht. Zwischen dem 
Bundesamt und der Einrichtung hat es einen längeren Schriftver- 
kehr gegeben. Bei der klaren Sach- und Rechtslage, die sich dabei 
ergeben hat, war für weitere Verhandlungen kein Raum. 


16. Trifft es zu, daß in einem Schreiben an das Verwaltungsgericht in 
Köln die Maßnahme gegen die Kirchzartener Organisation vom 
BAZ mit der „Gefahr" begründet wurde, die ZDL würden die 
nichtbehinderten Kinder direkt oder indirekt zu einer späteren 
Wehrdienstverweigerung auffordern. Wenn nicht, wie wird die 
Maßnahme in dem Schreiben an das Verwaltungsgericht be- 
gründet? 


Die genannte Einrichtung hat im April 1987 beim Verwaltungs- 
gericht Köln einen Antrag auf Erlaß einer einstweihgen Ver- 
fügung gegen das Bundesamt für den Zivil dienst gestellt, den sie 
einen Monat später zurückgenommen hat. In ihrer Antragserwi- 
derung hat das Bundesamt für den Zivildienst dargelegt, daß die 
Einrichtung die für den Zivildienst geltenden Grundsätze und die 
vom Bundesamt für den Zivildienst dazu ergangenen Weisungen 
trotz wiederholter Hinweise und Ermahnungen fortgesetzt nicht 
beachtet habe. Der Hinweis auf eine möghche Beeinflussung der 
nichtbehinderten Kinder durch Zivüdienstleistende war nur eine 
zusätzhche Erläuterung für die - nicht befolgte - Weisung, die 
Zivildienstleistenden nicht für die Betreuung von nichtbehinder- 
ten Kindern einzusetzen. Sie hatte für den verfügten Widerruf der 
Anerkennung als Beschäftigungsstelle keine unmittelbare Bedeu- 
tung. 


17. Wie stellt sich das BAZ den konkreten Einsatz von ZDL in integra- 
tiven Einrichtimgen vor? Ab wann ist ein Kontakt der ZDL mit den 
Nichtbehinderten der Einrichtung Arbeit mit diesen? 


Der Einsatz der Zivildienstleistenden in integrativen Einrichtun- 
gen soll sich darauf beschränken, den behinderten Kindern, 
denen sie von einem Träger der Individuellen Schwerstbehinder- 
tenbetreuung zugeteüt sind (siehe unten zu Frage 18), diejenigen 
Hilfen zu geben, die sie wegen ihrer Behinderung brauchen und 
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die nichtbehinderte Kinder nicht benötigen. Wenn sich der Zivil- 
dienstleistende ausschheßhch dieser Aufgabe widmet, kann sein 
notwendig damit verbundener Kontakt mit den nichtbehinderten 
Kindern in der Einrichtung in keinem Falle als Arbeit mit diesen 
Kindern bewertet werden. 


18. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der GRÜNEN, daß die 
Aberkennung für den Kirchzartener „Arbeitskreis für Familien- 
hilfe" alle ZDL-Dienststellen bedroht, die integrative Arbeit mit 
behinderten und nichtbehinderten Menschen durchführen? 

Der Widerruf der Anerkennung der genannten Einrichtung als 
Beschäftigungsstelle des Zivildienstes kann die von den Frage- 
stellern befürchtete Wirkung schon deshab nicht haben, weil es 
sich bei ihr nicht um eine integrative Einrichtung handelt (siehe 
oben zu Fra.ge 14). Im Einvernehmen mit den Wohlfahrtsverbän- 
den und den Ländern soll die Betreuung von behinderten Kindern 
in integrativen Einrichtungen im Rahmen der Individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung sichergestellt werden. Die dafür 
eingesetzten Zivildienstleistenden sind daher nicht der integra- 
tiven Einrichtung, sondern einem Träger der Individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung zugeordnet. Dadurch wird er- 
reicht, daß die behinderten Kinder nicht nur während ihres Auf- 
enthalts in der integrativen Einrichtung, sondern auch in der 
übrigen Zeit, insbesondere auf dem Weg zur Einrichtung und 
nach Hause, betreut werden können. Dieser Regelung haben auf 
der Konferenz der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landes- 
jugendbehörden am 19. /20. März 1987 alle Länder zugestimmt. 
Sie wird seitdem allgemein praktiziert. 
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